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Vorwort
 
 Die rasante technische Entwicklung führt zu einem stark expandierenden und rechtsgebietsübergreifenden Medienrecht. Die daraus resultierenden rechtlichen Rahmenbedingungen für die Nutzung von Medienprodukten werden sowohl für Unternehmen als auch für private Nutzer immer komplexer, wobei dem Medienrecht als Gestaltungsmittel dabei sowohl ein kulturelles als auch ein wirtschaftliches Gewicht zukommt. Diese Entwicklung hat nun bereits eine neue – dritte – Auflage des Praxishandbuchs erforderlich gemacht.
 
Das Praxishandbuch hat zum Ziel, Rechtsfragen auf dem Gebiet des Medienrechts systematisch und problemorientiert darzustellen. Schwerpunktmäßig werden auch in dieser dritten Auflage die Rechtsfragen aufgeworfen, die sich vor allem aus der Vermarktung von Medienprodukten ergeben. Das betrifft die Erstellung und Verwertung, aber auch den Genuss immaterieller Güter wie Bücher, Zeitungsartikel, Musikstücke, Computerspiele, Filme und Apps. Daher werden die medienrechtlichen Grundsätze und Besonderheiten einzelner Rechtsgebiete erläutert (zB Urheber-, Presse-, Rundfunk-, Wettbewerbs-, Kartell-, Datenschutz-, und Medienstrafrecht) und deren Anwendungsprobleme veranschaulicht. Neu hinzugekommen sind Kapitel zu den Verwertungsgesellschaften und zur Querschnittsmaterie der sozialen Medien. Bereits vorhandene bearbeitete Kapitel sind ausgeweitet worden.
 
In erster Linie wendet sich das vorliegende Handbuch an Rechtsanwälte und Justiziare in Medienunternehmen sowie Richter und Staatsanwälte, dient aber auch als Lehrmaterial für die Masterausbildung von Juristen auf dem Spezialgebiet des Medienrechts sowie für die Fachanwaltsausbildung im Urheber- und Medienrecht, Gewerblichen Rechtsschutz und IT-Recht. Es soll kein vertiefendes Lehrbuch ersetzen, sondern einen Einblick in die mannigfaltigen Rechtsgebiete geben, die das Medienrecht beinhaltet, und sowohl dem weniger erfahrenen Nutzer helfen, sich schnell darin zurechtzufinden, als auch dem erfahrenen Medienrechtler ermöglichen, Zusammenhänge zu vertiefen und weiterführende Informationen zu finden.
 
Im fünften Band werden medienrechtliche Fragen der Informationstechnologie behandelt. Hierzu zählen das Telemedien-, Telekommunikations- und Domainrecht, aber auch das immer bedeutsamer werdende Datenschutzrecht einschließlich des IT-Sicherheitsrechts. Neu aufgenommen wurde die umfassende rechtliche Darstellung der Sozialen Medien, die aus dem Alltag nicht mehr wegzudenken sind.
 
 

 
Berlin, im Juni 2014
 
 

 
 

 
Artur-Axel Wandtke
 
Claudia Ohst
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Telemedienrecht
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§ 1
 
Entstehung und aktuelle Entwicklung des Telemedienrechts
 
I. Konvergenz
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 Telemedienrecht ist ein junges Rechtsgebiet. Die technische Revolution durch Digitalisierung hat die Kategorien der individuellen und allgemeinen Kommunikationsformen in nur zwanzig Jahren von Grund auf geändert. Die Begriffe und rechtlichen Tatbestandsmerkmale der über Jahrzehnte ausbalancierter Rechtsvorschriften für die Kommunikation scheinen zu verschwimmen 
oder nicht mehr recht zu passen.1 Das Schlagwort der Medienkonvergenz beschreibt den Prozess der Verschmelzung von Medieninhalten und -Technik.
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Konvergenz2 wird im Allgemeinen als das Zusammengehen vormals getrennter Bereiche verstanden. In Bezug auf Medien wird dabei seit dem Grünbuch Konvergenz3 zwischen technischer Konvergenz und den Folgen der Konvergenz unterschieden. Technische Konvergenz in diesem Sinne ist die Möglichkeit, digitale Medieninhalte traditioneller und neuer Kommunikationsdienste über zahlreiche verschiedene Netze anbieten zu können. Alle Arten von digitalen Medieninhalten können über Kommunikationsnetze übermittelt und ausgetauscht werden. Das Internet ist die einzig universelle nicht-proprietäre Plattform für den Austausch von medialen Inhalten und Produkten.4 Technische Konvergenz besteht aber auch in der Nutzbarkeit unterschiedlicher Medieninhalte auf einem Endgerät.5 Wenig beachtet dagegen wird die Konvergenz der technischen Formate, also die Nutzbarkeit digitaler Medien auf unterschiedlichen Endgeräten (Geräteunabhängigkeit).6 Geräteunabhängigkeit mindert die Kontrolle über den Nutzer, proprietäre Zugangsplattformen versprechen dem Anbieter die Herrschaft über große Teilmärkte der Kommunikation.7 Provider, Netzbetreiber, Inhalteanbieter und Gerätehersteller hoffen, die zukünftigen Nutzer von Medieninhalten an eine Plattform zu binden.8 Technische Barrieren liegen im Interesse der Hersteller und Verwerter, um Märkte abzugrenzen,9 Nutzungen einzeln lizenzieren zu können10 oder Marktanteile zu sichern.11
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Erwartet worden war eine Marktentwicklung zu Unternehmen und Produkten bzw Diensten der Konvergenz.12 Diese Folgen der technischen Konvergenz werden zuweilen als inhaltliche Konvergenz oder Konvergenz der Dienste bezeichnet, obwohl sich die Angebote gerade nicht im Verschmelzen vorbekannter Dienste erschöpfen, sondern ganz neue Formen der Kommunikation entstehen.13 Gerne wird in innovativen Diensten vor allem das Bekannte gesehen; aber Chat 
ist nicht Telefonieren über Tastatur, Twitter ist nicht Zeitung, Youtube braucht keinen Programmdirektor und Homebanking erschöpft sich nicht im Versenden von Anweisungen an die Bank. Die schnelle, virale Verbreitung neuer Angebote trotz Weiterbestehens der traditionellen zeigt, dass hier Bedürfnisse anders und besser erfüllt werden. Wirtschaftlich spürbar wurde dies erstmals mit dem Aufkommen der Peer-to-Peer-Netze. Früher tauschten Jugendliche Musik auf dem Schulhof. Das Internet jedoch sprengt diese Dimension. Jahrelange schien die Musikbranche ratlos gegenüber dem Phänomen,14 um dann mit einer Abmahnwelle zu reagieren, die alles bisher Dagewesene sprengt.15 Inzwischen scheint sich die Diskussion wieder verstärkt den wirtschaftlichen Chancen zuzuwenden.16
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Trends wie Web 2.0,17 Blogs,18 Vlogs,19 VoIP,20 IP-TV,21 Webcasting,22 Social Networking-Plattformen 23 oder Clouddienste werden sogleich im Rechtssystem dem Bekannten zugeordnet,24 dabei enthalten diese Dienste jeweils Merkmale, die Anknüpfungspunkte für eine gänzlich neue Bewertung zuließen.25 Internetfernsehen sollte Anlass geben, das Konzept des Rundfunks auf den Prüfstand zu stellen. Stattdessen wird das Überkommene zur Norm für das Neue erhoben und in vielen regulatorischen Einzelschritten übersieht das Rechtssystem die großen Möglichkeiten auf dem Weg in die Informationsgesellschaft.26
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Erforderlich wäre allerdings eine breite gesellschaftliche Debatte darüber, wie der Umgang mit Informationen, Medieninhalten und den diese verkörpernden Daten geregelt werden kann und welche Chancen und Risiken sich für Wirtschaftund Gesellschaft daraus ergeben, dass Informationen unbegrenzt bei geringen Kosten beliebig gespeichert, verändert oder übermittelt werden können. Alte Ideale wie freier Zugang aller zum Wissen der Welt werden in wenigen Jah 
ren verwirklicht (Wikipedia), fügen sich aber kaum in die bestehenden Regelungen über den Zugang zu Informationen oder die Zuweisung von Ausschließlichkeitsrechten und Nutzungsbefugnissen an Informationen ein.27 In nur 8 Jahren hat es Facebook ermöglicht, mit einem eigenen Nutzerprofil mit einer Millarde Menschen in Kontakt zu treten;28 in Deutschland wird darüber debatiert, ob einerseits die Pflicht bei Facebook den echten Namen zu verwenden rechtmäßig ist oder andererseits nicht sogar auch für private Profile die Pflicht zum Impressum besteht.29
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Das Phänomen der Konvergenz enthält den Aspekt der Auflösung und Neuorganisation von Strukturen nach dem Abhandenkommen technischer Unterscheidungsmerkmale, die auf Grund der Digitalisierung von Medieninhalten, insb von Medienprodukten, ihre Definitionskraft verloren haben.30 So entsteht das Bedürfnis zu kategorisieren, um die entstehenden Dienste fassen zu können.31
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Die tiefgreifenden Rückwirkungen der mit der Digitalisierung verbundenen Möglichkeiten zur universellen Nutzung, Verbreitung und Veränderung von Medieninhalten sind noch nicht absehbar.32 Unter Beibehaltung des herkömmlichen Verständnisses von Medienproduktion, -distribution und -rezeption wird das Rechtssystems nicht zur bestmöglichen Reaktion befähigt sein.
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Zu wenig berücksichtigt werden die Auswirkungen des Rechtssystems auf die Telemedien. Das WWW steht vor tiefgreifenden Veränderungen, einerseits durch technische Entwicklungen und andererseits durch die Einwirkungen des Rechtssystems. Regulatorische Einflussnahmen nehmen zu.33 Das Internet ändert seinen Charakter. Waren früher Anonymität und Pseudonyme prägend für die Nutzung,34 ist inzwischen eine sichere, datengeschützte Kommunikation im Internet nur noch mit erheblichem Aufwand möglich.35 Diskutiert wird nicht mehr, ob alle Nutzungsgrunddaten gespeichert werden, sondern nur wie lange und wer alles darauf Zugriff erhält.36 Die bedeutet für den Nutzer beispielsweise, dass er mittels E-Mail, Telefon oder Webinterface keinen anonymen Kontakt zu Berufsträgern aufnehmen kann, auch soweit das Gesetz Verschwiegenheit vorsieht; Journalisten können ihre Quellen nicht mehr schützen,37 Online-Kommunikation mit Geistlichen, Ärzten und Anwälte genießt keinen absoluten Schutz mehr. Der technische Schutz der Kommunikation vor Ausspähung ist ersetzt durch rechtliche Einschränkungen bei der Verwertung. Nach dem Ende der Anonymität erfolgt der nächste grundlegende Wandel 
durch die Territorialisierung des Zugangs. „Zoning“ und „Geolocation“ sind Meilensteine auf dem Weg der Durchsetzung nationalen Rechts.38 Der durchschnittliche Internetnutzer wird nicht nur identifizierbar oder zumindest nachträglich ermittelbar sein, ihm wird mit dem Einloggen auch eine Region zugeordnet und er erhält Zugang zu einem personalisierten, nach kulturellen, kommerziellen und rechtlichen Vorgaben eingegrenzten Internet.39 Passende Sprache und Werbung erhöhen dabei die Annehmlichkeit für den Nutzer. Anbietern kann dann aber auch aufgegeben werden, Nutzern eines bestimmten Sitzlandes Informationen nicht anzubieten.40
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Die Eroberung des Internets durch das Rechtssystem zeigt sich in allen aktuellen Kernfragen, sei es die globale Zuständigkeit deutscher Gerichte41 oder die Anwendung inländischen Rechts,42 seien es die komplexen Informationspflichten43 oder die Verantwortlichkeit für Inhalte Dritte.44 Auch wenn nur alte Konzepte jetzt auch auf Telemedien angewandt werden:45 Die unbeschwerte Jugend des Internet ist vorbei.

 
II. Der „Rechtsfreie Raum“
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 Telemedien im Sinne über das Internet nutzbarer, multimedialer Informations-, Kommunikations- und Unterhaltungsangebote sind seit 1997 Gegenstand besonderer Gesetzgebung. Zunächst war das Ziel, durch Sonderregelungen den aufkeimenden wirtschaftlichen Kräften Entfaltungsmöglichkeit zu schaffen.46 Bald aber beherrschte das Mantra die Diskussion, das Internet sei „kein rechtsfreier Raum“, ohne dass das je behauptet worden war.47 Das Argument scheint eher auf einer allgemeinen Sorge vor freien Räumen an sich zu beruhen und wird mit dem Zusatz des Rechts versehen um überzeugender zu wirken, denn „vom Rechtssystem und seiner Funktion aus gesehen, darf es keine rechtsfreien Räume geben, keine Verhaltensweisen, die durch das Recht nicht erreichbar sind (…)“.48 Dabei mangelte es lediglich an internationalem Konsens, nationale Rechtsordnungen auf ein raumübergreifendes Netz zu erstrecken oder einheitliche Rechtsgrundsätze zu entwickeln.49 Recht und Rechtsanspruch erweisen sich als nicht 
globalisiert. Was hier strafbare Verbreitung ist, mag anderswo als Meinungsfreiheit unter besonderem Schutz stehen.50 Durch das Internet verschwinden nicht die Rechtssysteme, sondern der Nutzer „surft“ durch eine virtuelle Welt ohne Grenzen.51 Die Teilnehmer des Web werden so konfrontiert mit Rechts- oder Unrechtssystemen, die sie vielleicht ablehnen aber dennoch eklektizistisch nutzen wollen. So hat es auch in Deutschland nie an dem Instrumentarium gefehlt, gegen Inhalte vorzugehen. Im Gegenteil: Schon früh wurde erkannt, dass im Internet eine Überregulierung durch die zahllosen Rechtsordnungen droht und so wurde seitens der EU die Notwendigkeit gesehen, den Kreis der Verantwortlichen im Internet einzugrenzen, um die Entfaltungsmöglichkeiten für den Binnenmarkt sicherzustellen.52 Dessen ungeachtet nutzt selbst das BVerfG in seiner Entscheidung zur Vorratsdatenspeicherung das Schreckgespenst vom „rechtsfreien Raum“53 um zu begründen, weshalb die vollständige, anlasslose Speicherung des gesamten Kommunikationsverhaltens aller Menschen im Lande mit den Leitgedanken einer freiheitlich demokratischen Verfassung zu vereinbaren sei.
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Interessenvertretern ist es zudem gelungen, insb auf internationaler Ebene die Bedingungen für die digitale Welt zu einem Zeitpunkt festzuschreiben, als in den Einzelstaaten eine Debatte über die sich gerade erst abzeichnende digitale Revolution noch gar nicht geführt wurde.54 Der dabei entstehende Eindruck, Einzelinteressen würden so außerhalb des politischen Meinungsbildungsprozesses durchgesetzt, fördert die allgemeine Legitimationskrise der EU.55 Ab Mitte der 90er Jahre wurden dann eine Reihe internetspezifischer nationaler wie internationaler Regelungen entwickelt.

 
III. Gesetzgebungskompetenz für Telemedien
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Die nationale Gesetzgebung wurde gehemmt durch Meinungsverschiedenheiten zwischen Bund und Ländern über die Regelungskompetenz für das Internet. Nach dem im Grundgesetz verankerten Föderalismusprinzip haben die Länder das Recht zur Gesetzgebung, soweit nicht das Grundgesetz dem Bund die konkrete Regelungskompetenz zuweist (Art 70 Abs 1 GG). Dem Bund kann dabei die ausschließliche oder die konkurrierende Zuständigkeit übertragen sein. Im Bereich der ausschließlichen Gesetzgebung des Bundes erlangen die Länder Gesetzgebungskompetenz nur mittels ausdrücklicher Ermächtigung durch den Bund (Art 71 GG). Im Bereich konkurrierender Gesetzgebung können die Länder aktiv werden so lange und soweit der Bund von seiner vorrangigen Kompetenz keinen Gebrauch gemacht hat (Art 72 Abs 1 GG). Gegenstände der konkurrierenden Gesetzgebung darf der Bund nur – mit einzelnen Ausnahmen –regeln, soweit dies zur Herstellung gleichwertiger Lebensverhältnisse im Bundesgebiet oder zur Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen Interesse erforderlich ist (Art 72 Abs 2 GG).56
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Eine ausdrückliche Zuweisung der Kompetenz für Telemedien enthält das GG nicht. Die Kompetenzverteilung für internetrelevante Gesetzgebung veranschaulicht die folgende Tabelle: 
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 Eine Regelungsbefugnis für „das Internet“ gibt es danach nicht. Verschiedene durch das Internet betroffene Aspekte unterliegen unterschiedlicher Regelungskompetenz. So kann eine Ebene der technischen Kommunikation bestimmt werden, welche die Übermittlung von Informationen über Distanz zwischen Teilnehmern zur Aufgabe hat. Dieser Bereich ist Telekommunikation und darf vom Bund geregelt werden.57, 58, 59, 60 Ebenso herrscht Einigkeit, dass die Länder die inhaltliche Seite der Rundfunkordnung bestimmen dürfen.61 Aus der Kompetenz für die Wirtschaftsordnung und das BGB ergibt sich die Befugnis des Bundes, den gesetzlichen Rahmen für Vertragsschlüsse über Internet und hierbei zu beachtende Regeln wirtschaftlicher Fairness vorzugeben. Telemedien berühren alle diese Bereiche.
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Angesichts der immensen Bedeutung, die den Telemedien mit der Konvergenz für die zukünftige Medienordnung zukommen wird, ist verständlich, dass in der Auseinandersetzung von Bund und Ländern um die Einflusssphären keine Seite Steinchen in diesem Mosaik aus Kompetenzen leichtfertig abgibt.

 
IV. Vorbekannte Abruf- und Verteildienste
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1996 bestand große Unsicherheit darüber, in welche Richtung sich das neue Medium „Internet“ entwickeln würde.62 Als Regelungsmodell existierte der Staatsvertrag der Länder über Bild 
schirmtext (Btx). Btx war jedoch anders aufgebaut als das Internet: Es gab einen zentralen Server, auf dem die verschiedenen Angebote über Nummern abrufbar waren.63 Dieses Bild formte die Vorstellung von „Abrufdiensten“.64
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Ein weiterer vorbekannter Informations- und Kommunikationsdienst war seit Anfang der 70er Jahre Teletext.65 In der Austastlücke des Fernsehsignals werden dabei geringe Datenmengen ausgesendet, die dann von einem beim Zuschauer installierten Endgerät ausgelesen und nach Auswahl durch den Nutzer auf dem Bildschirm angezeigt werden. Die Anwahl durch den Nutzer erfolgt dabei nicht in Interaktion mit dem Sender, sondern lediglich mit dem Teletextempfangsgerät. Teletextseiten werden fortlaufend gesendet. Wird eine Information vom Seher angewählt, muss das Gerät auf einen eigenen Speicher zurückgreifen oder warten, bis die angeforderten Daten im Zyklus wieder ausgestrahlt werden. Dies ist das Urbild eines „Verteildienstes “. Das Internet wurde vorgestellt als eine Mischung aus Fernsehen, Teletext und Btx.66 Dieses technisch überholte Bild der Abruf- und Verteildienste prägt bis heute die Gesetzgebung für Telemedien. 67 Verteildienste sollen dabei eher dem Rundfunk ähneln, wohingegen Abrufdienste eher der Individualkommunikation und insb dem elektronischen Handel zuzurechnen seien.

 
V. MDStV und IUKDG (1997)
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 Bund und Ländern gelang es nicht, ihre Gesetzgebungsbefugnis vollständig abzugrenzen, so dass man sich entschied,68 die Auswirkungen fehlender Bestimmbarkeit des Anwendungsbereichs der zu schaffenden Vorschriften dadurch zu nivellieren, dass Bund und Länder möglichst identische Regelungen verabschieden.69 So kam es zum Abschluss des Mediendienstestaatsvertrages (MDStV) auf Landesebene70 und anschließend zur Verabschiedung des IuKDG auf Bundesebene.71
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Dem Bundesgesetzgeber ging es dabei vor allem darum, die Rahmenbedingungen für informationswirtschaftliche Produkte und Dienstleistungen festzulegen, und damit auf die Auswirkungen des Wandels zur Informationsgesellschaft auf das Wirtschaftsleben zu reagieren. Der Bundesgesetzgeber hatte den Wechsel von der Produktion materieller Güter hin zu Angeboten digitaler Information und Dienstleistungen als eigenständigen Wirtschaftsgütern er 
kannt.72 Folglich wurde die Befugnis zum Erlass der damals oft „Multimediagesetz“ genannten Regelung auch zuforderst auf die Kompetenz zur Regelung des Rechts der Wirtschaft, Art 74 Abs 1 Nr 11 GG, gestützt.73 Die „massenmediale“ Seite, also an die Allgemeinheit gerichtete Dienste, sollten der Länderhoheit unterstellt und im MDStV geregelt werden,74 hingegen sollten Dienste die zur „interaktiven individuellen Nutzung bestimmt“ sind, unter das TDG fallen.75
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Bereits während des Gesetzgebungsverfahrens hatten Teile der Opposition die Bundesregierung aufgefordert, die Unterscheidung von Tele- und Mediendiensten zu klären und ausdrücklich darauf hingewiesen, dass digitale Dienste in elektronischen Netzen gerade durch eine Vermischung von individual- und massenkommunikativen Elementen gekennzeichnet seien, so dass dieses Kriterium zur Unterscheidung untauglich sei.76 Das Problem war also bekannt, wurde aber auf die Praxis verschoben.
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Mit dem Informations- und Kommunikationsdienstegesetz (IuKDG) vom 22.7.1997 führte der Gesetzgeber Regelungen zu Informationspflichten, zum Datenschutz und insb zur Haftung ein, die – modifiziert – bis heute Bestand haben und zur Grundlage des europäischen Ansatzes entsprechender Regelungen wurden. Das IuKDG enthielt als sog Artikelgesetz selbstständige Bestandteile, unter anderem77 das Teledienstegesetz (TDG78), das Teledienstedatenschutzgesetz (TDDSG) und das Signaturgesetz. Auf Landesebene hingegen waren die Regelungen des TDG und des TDDSG zusammen in einer Norm gefasst worden, dem Mediendienstestaatsvertrag (MDStV). TDG und TDDSG einerseits sowie MDStV andererseits waren – wie zwischen Bund und Ländern besprochen – beinahe identisch.
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Das entstehende Sonderrecht für Internetangebote stieß auf Ablehnung und Verweigerung .79 Zu einer breiteren Diskussion führte die Veurteilung des Geschäftsführers eines Internetproviders (CompuServe) für Inhalte auf den Servern des in den USA niedergelassenen Mutterunternehmens zu einer Freiheitsstrafe von 2 Jahren auf Bewährung durch das AG München80 ohne Anwendung des TDG. Ähnliches kann man beobachten bei der langsamen Annäherung des BGH an die Haftungsprivilegien für Internetprovider aus der ECRL.81

 
VI. E-Commerce-RL der EU (2000)
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 1997 begann die EU ihre Harmonisierungsbemühungen für die kommerzielle Nutzung des Internet. Der elektronische Geschäftsverkehr wurde als Chance für Europa gesehen.82 Innerhalb 
von weniger als vier Jahren wurde 2000 die E-Commerce-RL (ECRL) verabschiedet.83 Ziel der ECRL ist die Sicherstellung des freien Verkehrs von Diensten der Informationsgesellschaft zwischen den Mitgliedstaaten (Art 1 Abs 1 ECRL). Wesentliche Punkte dieser Richtlinie sind die Informationspflichten (Art 5, Art 6, Art 10 ECRL), die Schaffung eines Rechtsrahmens für elektronische Verträge (Abschnitt 3 ECRL) und eine Regelung zur Verantwortlichkeit der Vermittler (Abschnitt 4 ECRL).
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Durch die ECRL waren die EU-Mitgliedstaaten nun verpflichtet, alle Festlegungen der Richtlinie für die „Dienste der Informationsgesellschaft“ umzusetzen, ein Begriff ohne Entsprechung in der diffizilen bundesdeutschen Kompetenzverteilung. Die Bestimmungen über die Verantwortlichkeit bestimmter Diensteanbieter in den Art 12 bis 15 der Richtlinie bezwecken eine Vollharmonisierung. 84

 
VII. Entwicklung in der 14. Wahlperiode (1998–2002)
 
1. IuKDG-Novelle durch das EGG
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 Die ECRL löste gesetzgeberischen Umsetzungsbedarf aus. Bereits zuvor war die Wirkung des IuKDG evaluiert worden.85 Auch das Signaturgesetz war auf Grund der Signatur-RL 1997/ 93/EG86 novellierungsbedürftig. Bzgl des TDDSG war insb durch den Düsseldorfer Kreis Reformbedarf festgestellt worden.87 Die Vorschriften wurden als zu kompliziert und praxisfern kritisiert. Hinzu kam die ohnehin anstehende Bearbeitung des BDSG in Umsetzung der Datenschutz-RL. 88
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Nach nur vier Jahren erschien damit eine Generalüberholung der Vorschriften des IuKDG geboten. Dies war indes nicht überraschend, da vom Gesetzgeber regelmäßige Anpassungen der Regelungen für das schnelllebige Internet erwartet worden waren. Außerdem hatte sich das IuKDG als wertvolle Grundlage für die Entwicklung des europäischen Rechtsrahmens erwiesen. Die Änderungen des TDG sowie des TDDSG erfolgten durch das Gesetz über rechtliche Rahmenbedingungen für den elektronischen Geschäftsverkehr (EGG)89. Wesentliche Aspekte waren: 


 
	– Übernahme des Herkunftslandsprinzips aus der ECRL
 
	– Anpassung der Verantwortlichkeitsregeln an die ECRL
 
	– Änderungen des TDDSG: Vereinfachung, Neufassungen und Klarstellungen.90

 

 
2. Weitere Gesetzgebung, BGB, JuSchG und JMStV
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 Im Zuge der Schuldrechtsnovelle91 erfolgte etwa zeitgleich die Umsetzung des Regulierungsrahmens für Distanzgeschäfte und für den elektronischen Handel in §§ 312a ff und 312e BGB (jetzt §§ 312b ff, 312g BGB aF ab 13.6.2014 §§ 312 – 312k BGB). Hierdurch wurden die Bestimmungen zum Fernabsatz ausdifferenziert, vor allem aber die Informationspflichten und Verbraucherschutznormen aus dem Europäischen Recht umgesetzt.
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Schließlich fiel in die 14. Wahlperiode noch die Verabschiedung92 des neuen Jugendschutzgesetzes vom 23.7.200293 und des Jugendmedienschutz-Staatsvertrages94 (JMStV). Die Aufteilung in Tele- und Mediendienste, die das IuKDG und das MDSDV prägte, hatte sich nicht bewährt und erwies sich für die Kompetenzverteilung95 im Rahmen des Jugendschutzes als nicht fruchtbar. So wurden die alten Kategorien aufgegeben96 und nunmehr zwischen Träger- und Telemedien unterschieden. In Abgrenzung zu den Trägermedien definierte hier der Gesetzgeber erstmals „Telemedien“ als „Medien, die durch elektronische Informations- und Kommunikationsdienste nach dem TDG oder dem MDStV übermittelt oder zugänglich gemacht werden, wobei als Übermitteln oder Zugänglichmachen das Bereithalten eigener oder fremder Inhalte gilt“, § 1 Abs 3 JuSchG (2002).97 Jugendschutz in Telemedien wird inzwischen gem § 16 JuSchG durch die Länder im JMStV ausgestaltet. Der Versuch der Länder den JMStV zu novellieren ist 2010 gescheitert.98 Der nordrhein-westfälische Landtag erkannte in letzter Sekunde, dass das aus dem Rundfunk bewährte Konzept alle Inhalte unter Jugendschutzgesichtspunkten vorab zu bewerten und dann zu festgelegten Sendezeiten auszustrahlen für Telemedienangebote nicht optimal erscheint.


 
VIII. TMG (2007)
 
[image: e9783110313994_i0043.jpg]

 
Nachdem sich im Jahr 2004 Bund und Länder auf die Zusammenführung der wirtschaftsbezogenen Regelungen für Tele- und Mediendienste in einem Bundesgesetz unter gleichzeitiger Klarstellung der Kompetenz der Länder für massenmediale Dienste geeinigt hatten, wurde ein erster Entwurf der Bundesregierung für ein Gesetz zur Vereinheitlichung von Vorschriften über be 
stimmte elektronische Informations- und Kommunikationsdienste (ElGVG) am 11.8.2006 an den Bundesrat geleitet99 und im Verlauf der Beratungen nur geringfügig geändert.100 Das dadurch geschaffene Telemediengesetz101 (TMG) gilt102 seit 1.3.2007.
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Auch das ElGVG hatte – wie das IuKDG – die Form eines Artikelgesetzes, neben dem TMG wurden jedoch lediglich sprachliche Anpassungen an JuSchG, ZugangskontrolldiensteschutzG sowie dem SignaturG vorgenommen. Die Datenschutzbestimmungen des TDDSG wurden – ähnlich wie zuvor im MDStV – mit den Vorschriften des TDG in einem Gesetz zusammengefasst. Durch das TMG ergaben sich Änderungen hinsichtlich des Geltungsbereichs, der Informationspflichten und des Datenschutzes.103 Die Verantwortlichkeitsregelungen dagegen wurden nicht geändert.104
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Für den Anwendungsbereich der Norm etablierte das TMG den Begriff der Telemedien (§ 1 Abs 1 S 1 TMG) und gab so die Unterscheidung zwischen Tele- und Mediendiensten auf. Nahezu wortgleich wurde in § 6 Abs 2 TMG die Regelung aus dem früheren Entwurf eines Anti-Spam-Gesetzes 105 integriert, eine Norm ohne erkennbare Auswirkungen auf das Spamaufkommen, wie bereits in den Anhörungen von den Sachverständigen vorhergesagt.

 
IX. Ausblick
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 Gesetzgeberisches Tätigwerden im Bereich der Telemedien ist unvermeidlich. Nach dem überraschenden Scheitern der Vorratsdatenspeicherungs-RL 2006/24/EG über die Vorratsspeicherung von Daten, die bei der Bereitstellung öffentlich zugänglicher elektronischer Kommunikationsdienste oder öffentlicher Kommunikationsnetze erzeugt oder verarbeitet werden, und zur Änderung der RL 2002/58/EG vom 15.3.2006, die die Speicherung verlangt hatte von zahlreichen Verkehrs- und Standortdaten jeder Person, die einen öffentlich zugänglichen elektronischen Kommunikationsdienst wie Telefon, Mobiltelefon, VoIP-Telefonie, Internetzugang oder E-Mail nutzt,106 ist die Schaffung einer neuen Gesetzesgrundlage zu erwarten. Der EuGH hat in seiner Entscheidung zur Ungültigkeit der Richtlinie jedoch nicht nur sehr strenge Anforderungen an eine solche Norm hinsichtlich der zu bestimmenden technischen und organisatorischen Maßnahmen zur Sicherstellung der Grundrechte auf Privatheit und Schutz der personenbezogenen Daten gestellt, sondern auch deutlich das Konzept eines herabgesetzten Schutzes für sogenannte „Metadaten“ zurückgewiesen.107 Das bundesdeutsche Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie ging teilweise über die Richtlinie hinaus und sah erstmals die lückenlose Erfassung und Speicherung des gesamten technischen Kommunikationsverhaltens aller Menschen vor.108 Dieses Gesetz wurde aufgrund der hinsichtlich der Anzahl der Beschwerdeführer größten Verfassungsbeschwerde in der Geschichte 
der Bundesrepublik Deutschland für verfassungswidrig und in wesentlichen Teilen für nichtig erklärt.109 Auch wenn das deswegen erhobene Verletzungsverfahren der Kommission gegen die Bundesrepublik Deutschland wegen der Nichtumsetzung, in dem ein Zwangsgeld von € 315.036,54 pro Tag beantragt worden war,110 nun gegenstandslos ist, werden die Dienste kaum auf eine Ersatzvorschrift verzichten wollen. Eine Neuregelung ist daher zu erwarten. Vorratsdatenspeicherung setzt als Normzweck voraus, dass Verdachtsmomente aus dem Kommunikationsverhalten der Bürger abgeleitet werden dürfen. Wer nicht verdächtig sein möchte, muss also sein rechtmäßiges Kommunikationsverhalten überprüfen. Dies ist der Mechanismus den das BVerfG zurecht früher als nicht mit dem Grundgesetz vereinbar angesehen hatte.111
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Umgesetzt ist inzwischen die Enforcement-RL 2004/48/EG zur Verbesserung der prozessualen Durchsetzung geistiger Eigentumsrechte sowie Auskunftsansprüche einschließlich Herausgabe von Drittdaten.112 Schließlich steht noch aus die Evaluierung der Haftung der Anbieter von Hyperlinks und von Instrumenten zur Lokalisierung von Informationen, der Verfahren zur Meldung und Entfernung rechtswidriger Inhalte („notice and take down“-Verfahren) und einer Haftbarmachung im Anschluss an die Entfernung von Inhalten im Rahmen des Art 21 Abs 2 ECRL.113 Bedarf wird auch für eine Novelle des Jugendmedienschutzes im Internet114 sowie des Haftungsrechts der Intermediäre gesehen.115 Die Vorschriften zum Fernabsatz wurden aufgrund der Umsetzung der EU-Richtlinie über die Rechte der Verbraucher (Verbraucherrechte-RL)116 geändert und in §§ 312–312k BGB neu gefasst und treten am 13.6.2014 in Kraft.117 Wesentlich geändert wurde dabei das Widerrufsrecht (Anwendungsbereich, Ausnahmen, Belehrung, Frist, Ausübung und Abwicklung).


 





§ 2
 
Begriffsbestimmungen
 
I. Elektronische Informations- und Kommunikationsdienste
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 Ausgangspunkt einer Begriffsbestimmung der Telemedien sind die elektronischen Informations- und Kommunikationsdienste (IuK-Dienste), § 1 Abs 1 TMG. Nach den Begründungen 
zum TMG118 und zum 9. RÄStV119 werden unter IuK-Diensten die Telekommunikationsdienste, der Rundfunk und die Telemedien gefasst. „IuK-Dienste“ ist somit der Oberbegriff für alle Formen von Interaktionsangeboten zwischen Einzelnen, Vielen oder der Allgemeinheit unabhängig insb von der Übertragungstechnik, der Übermittlungsrichtung oder der Rückkanaltauglichkeit.
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